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Portfolio Latein: 
Ergänzungsheft für das Abitur 2017
Für das Latein-Portfolio III „Fit für’s Abitur“ ist ab sofort ein
Ergänzungspaket für den Abiturjahrgang 2017 online. Das
Paket enthält Übungsaufgaben zu den Leitthemen: 

Profil A:
Prinzipat und Freiheit (Tacitus, Agricola)
Die Philosophie der Stoa – secundum naturam vivere
(Seneca, epistulae morales) 

Profil B:
Freundschaft (Cicero, de amicitia) 

Die Leitthemen der Schulhalbjahre Q1 und Q2 sind bereits im
Additum 3 vorhanden. 

Der Basisband und die Ergänzungspakete können als pdf-Da-
teien heruntergeladen werden unter http://www.nibis.de/nibis.
php?menid=3605.

AMTLICHER TEIL

Einstellung von Lehrkräften an den 
öffentlichen allgemein bildenden Schulen
zum Beginn des 1. Schulhalbjahres 2016/
2017 – Einstellungstermin 1.8.2016 
RdErl. d. MK v. 16.3.2016 – 15 - 84002 – VORIS 22410 –

Bezug:    a) RdErl. d. MK v. 7.7.2011 (SVBl. S. 268), zuletzt geändert durch
RdErl. v. 16.7.2015 (SVBl. S. 366) – Klassenbildungserlass –
VORIS 22410 –

             b) RdErl. d. MK v. 23.2.2015 (SVBl. S. 145) – Quereinstieg – VO-
RIS 22410 –

             c) RdErl. d. MK v. 12.5.2011 (SVBl. S. 186) – Auswahlverfahren –
VORIS 22410 –

             d) RdErl. d. MK v. 15.3.2012 (SVBl. S. 221) – Vertretungslehrkräf-
te – VORIS 22410 –

             e) RdErl. d. MK v. 29.2.2012 (SVBl. S. 223), geändert durch RdErl.
d. MK v. 23.2.2015 (SVBl. S. 149) – Nichteignung – VORIS
22410 –

             f) RdErl. d. MK v. 28.8.2012 (SVBl. S. 509) – Qualifizierungen –
VORIS 20411 –

             g) RdErl. d. MK v. 2.4.2014 (SVBl. S. 206) – Personalveränderun-
gen – VORIS 22410 –

             h) Gem. RdErl. d. MK u. d. MS v. 21.7.2011 (Nds. MBl. S. 529,
SVBl. S. 309), zuletzt geändert durch Gem. RdErl. d. MK u. d.
MS v. 23.10.2015 (Nds. MBl. S. 1377, SVBl. S. 598) – Dienst-
rechtliche Befugnisse – VORIS 20400 –

1.   Einstellungen und Übernahmen auf Stellen 

1.1  Für die Neueinstellung von Lehrkräften zum 1.8.2016 wird
der Niedersächsischen Landesschulbehörde der nachfolgend
aufgeführte Stellenumfang von 1.800 Stellen zugewiesen. 

Die Einstellungen erfolgen grundsätzlich im Beamtenverhält-
nis. Liegen die rechtlichen Voraussetzungen dafür nicht vor,
sind diese Lehrkräfte als Tarifbeschäftigte einzustellen.

Die Aufteilung der insgesamt für die Kapitel 0710, 0712 und
0713 zugewiesenen Stellen auf die Schulformen ist gemäß
den Regelungen zur Unterrichtsversorgung und dem Bedarf
der Schulen vorzunehmen. Entsprechendes gilt für die Auftei-
lung auf die Lehrämter bei den Stellen des Kapitels 0718 und
den Stellen aus dem Kapitel 0717 an Oberschulen mit gymna -
sialem Angebot. 

1.2  Versetzungen zwischen den Regionalabteilungen und in-
nerhalb der Regionalabteilungen der Niedersächsischen Lan-
desschulbehörde, auch aufgrund von Maßnahmen nach dem
Bezugserlass zu g), können im gegenseitigen Austausch oder
gegen die Verlagerung von Einstellungsermächtigungen vor-
genommen werden. Bei unterdurchschnittlich versorgten Be-
reichen und bei Schulformen mit einem Bewerbermangel ist
zwischen den dienstlichen Interessen und den Interessen der

Schulformen

Grundschulen             0710               
Haupt- und                0712/        120     190     150     270          730Realschulen                0713               
Oberschulen                0717           20       30       95       75          220
Förderschulen             0711            35       40       35       50          160
Gymnasien                  0714           60       75       35       55          225
Gesamtschulen           0718          110     175       85       95          465
insgesamt                               345    510    400    545      1.800
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Verteilung der Einstellungsmöglichkeiten:
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1.6  Vertretungslehrkräfte können als befristet Tarifbeschäf-
tigte im Rahmen der Mittel, die der Niedersächsischen Lan-
desschulbehörde zur Verfügung gestellt sind, eingestellt wer-
den. Auf den Bezugserlass zu d) wird hingewiesen. 

1.7  Fachspezifische Bedarfe sind grundsätzlich durch Neu-
einstellung, Versetzung, Abordnung oder schulinterne Anpas-
sung des Lehrereinsatzes abzudecken. In Ausnahmefällen kön-
nen nach vorheriger Genehmigung durch Referat 15 befriste-
te Personalmaßnahmen – längstens bis zum 27.1.2017 – ver-
anlasst werden. Zum Ausgleich werden durch Referat 15 in
diesem Umfang Stellen für den entsprechenden Zeitraum ge-
sperrt. 

Gemäß Erlass d. MK vom 11.1.2016 – Versorgung der öffent -
lichen allgemein bildenden Schulen mit Lehrkräften im 
2. Schulhalbjahr 2015/2016 – besteht ferner die Möglichkeit,
kurzfristige Teilzeiterhöhungen von im Dienst befindlichen
Lehrkräften zu bewilligen. Es ist beabsichtigt auch für das 
1. Schulhalbjahr 2016/2017 eine entsprechende Regelung zu
treffen.

Außerdem kann in Höhe der zugewiesenen Mittel Mehrarbeit
gegen Mehrarbeitsvergütung bei vollzeitbeschäftigten Lehr-
kräften veranlasst werden. Die Beschäftigung von im Ruhe-
stand befindlichen Lehrkräften ist ebenfalls möglich.

Im Zusammenhang mit der Deckung der Bedarfe im Rahmen
der Sprachförderung für Flüchtlingskinder wird auf die Erlasse
vom 22.12.2015 und 5.1.2016 -12.4- 04032 (2016) verwiesen.

Die Buchungen der einzelnen o. g. Maßnahmen sind bei den
zutreffenden Titeln entsprechend der Haushaltssystematik
durchzuführen und die veranlassten Personalmaßnahmen sind
im Lehrerverzeichnis der jeweiligen Schule zu erfassen. 

1.8  Über die Verwendung der Stellen und Mittel und die In-
anspruchnahme der Ermächtigungen entscheidet die Perso-
nalplanerin in der Stabsstelle der Niedersächsischen Landes-
schulbehörde im Rahmen der Vorgaben dieses Erlasses.

2.   Regelungen zur bedarfsgerechten Verteilung von Ein-
stellungen 

2.1  Für die bedarfsgerechte Verteilung von Lehrkräftestellen
ist der Bezugswert für die Personalplanung (BPP) im Pla-
nungsinstrument izn-Stabil-Prognose maßgeblich. Der Be-
zugswert für die Personalplanung ergibt sich aus dem Quoti-
enten von Lehrkräfte-Ist-Stunden und Lehrkräfte-Soll-Stun-
den in Prozent.

Für die bedarfsgerechte Versorgung zum 1. Schulhalbjahr
2016/2017 ist u. a. Folgendes zu berücksichtigen:

–    die bedarfsgerechte Wiederbesetzung von frei werdenden
Stellen,

–    die Inanspruchnahme der Regelungen zur Altersteilzeit,

–    die Übergänge zwischen den verschiedenen Schulformen,

–    die Besetzung von Stellen in den Bedarfsfächern für alle
Lehrämter und

–    der Ausgleich der verpflichtenden Arbeitszeitkonten.

Die entsprechend den Einstellungsmöglichkeiten gemäß Nr. 1.1
neu einzustellenden Lehrkräfte dienen auch dem überregiona-
len Ausgleich der Versorgung mit Lehrkräften zwischen den
Schulen. Vor Ausschreibung einer Stelle ist zu prüfen, ob der
Fächerbedarf der Schule durch Versetzung geeigneter Lehr-
kräfte gedeckt werden kann. Maßstab zum Ausgleich zwi-

Grundsätzlich erfolgt die Übernahme von Lehrkräften mit ei-
ner Lehrbefähigung für ein Lehramt in das Beamtenverhältnis
auf Probe. Liegen die rechtlichen Voraussetzungen hierfür
nicht vor, ist diese Lehrkraft im Tarifbeschäftigtenverhältnis
einzustellen. 

1.4  Die Übernahme von Lehrkräften im Lehreraustauschver-
fahren zwischen den Ländern wird durch gesonderten Erlass
geregelt. Ein ggf. erforderlicher Stellenausgleich ist in der Zu-
weisung von Stellen gemäß Nr. 1.1 berücksichtigt.

1.5  Zusätzliche Einstellungsmöglichkeiten können von der
Personalplanerin in der Stabsstelle der Niedersächsischen
Lan desschulbehörde entsprechend den freien Stellenanteilen,
die durch Stundenreduzierung der für eine Einstellung ausge-
wählten Lehrkräfte entstanden sind, verteilt werden. Vor An-
forderung von Stellen aus der Einstellungsreserve des Nieder-
sächsischen Kultusministeriums (MK) sind hierdurch freie Ein-
stellungsermächtigungen einzusetzen. Das gilt auch für nach-
trägliche Übernahmen gemäß Nr. 1.3 und Nr. 1.4. 

Scheiden eingestellte Lehrkräfte innerhalb eines halben Jahres
nach der Einstellung im vorangegangenen Einstellungsverfah-
ren durch Entlassung oder andere Gründe aus, so können die-
se Stellen mit vorheriger Zustimmung des Referats 15 wieder-
besetzt werden. Nach Abschluss des Einstellungsverfahrens
durch MK dürfen nachträglich frei gewordene Stellen, z. B.
durch das Nichtbestehen der Prüfung oder die Rücknahme ei-
ner bereits erfolgten Stellenannahme, nicht wiederverwendet
werden. Diese Stellen sind Referat 15 zu melden und es 
sind eigene Stellenreste aus dem laufenden Verfahren zum 
1.8.2016 in Anspruch zu nehmen oder bei Bedarf nachträg-
liche Stellen aus der Stellenreserve des MK anzufordern.

Wird gemäß der KMK-Vereinbarung vom 10.5.2001 eine im
Schuldienst befindliche Lehrkraft, die nicht beurlaubt ist, von
einem anderen Land im Wege des Bewerbungs- und Auswahl-
verfahrens übernommen, kann die dadurch frei werdende
Stelle in dem bisher in Anspruch genommenen Umfang mit
Zustimmung von Referat 15 wieder besetzt werden. Bei Über-
nahmen auf Funktionsstellen erfolgt keine Verrechnung mit
Stellen gemäß Nr. 1.1.

Schulformen

Grundschulen             0710             2                                              2
Haupt- und                0712/              

          Realschulen                0713               
Oberschulen                0717               
Förderschulen             0711                                                
Gymnasien                  0714                                    
Gesamtschulen           0718                                    
insgesamt                                  2                                        2
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betroffenen Lehrkraft abzuwägen. Die Vorausschätzung frei
werdender Stellen geht davon aus, dass alle fristgerecht bis
zum 31.1.2016 vorgelegten Anträge auf Beurlaubung oder Re-
duzierung der Stundenzahl genehmigt werden. Wird ein sol-
cher Antrag aus dienstlichen Gründen abgelehnt oder aus
dienstlichen Gründen eine Erhöhung der Stundenzahl vorge-
nommen oder eine vorzeitige Rückkehr aus der Beurlaubung
genehmigt, ist im entsprechenden Umfang eine zugewiesene
Einstellungsmöglichkeit zu sperren. 

1.3  Für die unbefristete Übernahme von Vertretungslehrkräf-
ten in den Schuldienst werden folgende Stellen bereitgestellt:



schen den Schulen ist der mit den zugewiesenen Stellen 
erreichbare Durchschnitt der Versorgung in den einzelnen
Schul formen. Hierzu können u. a. auch Versetzungen und
(Teil-)Abordnungen vorgenommen werden.

Ziel ist es, eine landesweit ausgewogene bedarfsgerechte Ver-
sorgung mit Lehrkräften an den öffentlichen allgemein bil-
denden Schulen zu erreichen.

An den Grundschulen sind die sogenannten Überhangstunden
über dem Landesdurchschnitt weitgehend abzubauen. Dies
hat der Nds. Landtag am 18.9.2003 aufgrund einer Prüfungs-
mitteilung des Landesrechnungshofes beschlossen. Diese
Stunden sind für die Erteilung eines vollständigen Unterrichts
auch an den anderen Schulformen zu verwenden. Ziel ist
grundsätzlich die Versorgung jeder Grundschule mit minde-
stens 100 %, um die Verlässlichkeit der Grundschule zu ge-
währleisten. 

Zum Einsatz von Förderschullehrkräften an allgemeinen Schu-
len gelten die Regelungen im sogenannten Klassenbildungser-
lass (Bezugserlass zu a) in seiner derzeit gültigen Fassung.

Auf neue Schulen und Schulformen sowie Schulen im Entste-
hen ist besonders zu achten. Grundsätzlich sollen sie mit den
Lehrkräften der Schulen versorgt werden, auf die die Schüle-
rinnen und Schüler ohne Neugründung gegangen wären.

2.2  Die Auszubildenden im Vorbereitungsdienst sind mög-
lichst gleichmäßig auf die Schulen zu verteilen. Veränderun-
gen in der Zuweisung von Auszubildenden sind frühzeitig in
die Planungen mit einzubeziehen. Hingewiesen wird auf die
erforderliche Abstimmung mit den Studienseminaren bzgl. des
quantitativen Rahmens, innerhalb dessen Schulen zur Ausbil-
dung herangezogen werden sollen. Bei der Zuweisung von
Einstellungsmöglichkeiten und bei der Versetzung von Stamm-
lehrkräften zum bedarfsgerechten Ausgleich der Versorgung
mit Lehrkräften ist der Unterricht in eigener Verantwortung
nur zur Hälfte zu berücksichtigen.

2.3  Die Personalplanung durch die Niedersächsische Landes-
schulbehörde ist derart zu gestalten, dass der durchschnitt -
liche Bezugswert für die Personalplanung der Schulen aller
Schulformen einschließlich der Gymnasien und Gesamtschu-
len in einem Landkreis bzw. einer kreisfreien Stadt zu Beginn
des 1. Schulhalbjahres 2016/2017 im Zuständigkeitsbereich
der jeweiligen Regionalabteilung der Niedersächsischen Lan-
desschulbehörde ausgewogen ist. 

Die bedarfsgerechte Versorgung mit Lehrkräften an den ein-
zelnen Schulen ist zu Beginn des 1. Schulhalbjahres 2016/
2017 mit den nach dem Abschluss des Einstellungsverfahrens
vorhandenen unbefristet beschäftigten Lehrkräften möglichst
vollständig auszugleichen. Es ist Aufgabe der Schulen und
der Niedersächsischen Landesschulbehörde, in der gemeinsa-
men Verantwortung für alle Schülerinnen und Schüler flexibel
und kurzfristig durch Ausgleich vor Ort auf Veränderungen zu
reagieren. Insbesondere sind Abordnungen und Versetzungen
von Lehrkräften von überdurchschnittlich versorgten Schulen
vorzunehmen. Aufgrund der Zuständigkeit des Landes für die
Ressourcenbereitstellung entscheidet die Niedersächsische
Landesschulbehörde über Umfang und Art der erforderlichen
Personalmaßnahmen; dies betrifft insbesondere Abordnungen
zwischen den Schulformen zur Deckung besonderer fachspe-
zifischer Bedarfe. Sofern die dienstrechtlichen Befugnisse für
Abordnungen an die Schule übertragen sind, ist es Aufgabe
der abgebenden Schule, in Abstimmung mit der aufnehmen-
den Schule mit einer konkreten Personalentscheidung die Vor-
gabe umzusetzen.

Auf die Grundsätze zum Einsatz von Vertretungslehrkräften
wird verwiesen.

2.4  Bei Versetzungen von Lehrkräften auf Antrag ist der be-
darfsgerechte Ausgleich der Versorgung zu berücksichtigen.

Der Kontinuität des Unterrichts für die Schülerinnen und
Schüler kommt eine besondere Bedeutung zu. Neu eingestell-
te Lehrkräfte können aus Gründen der Unterrichtskonti-
nuität und der Sicherung einer ausgeglichenen Versorgung
mit Lehrkräften frühestens drei Jahre nach der Einstellung für
eine Versetzung freigegeben werden. Ausnahmen sind nur in
besonderen Einzelfällen möglich, wenn ein schwerwiegender
dienstlicher oder persönlicher Versetzungsgrund nach der
Ein stellung entstanden ist.

Lehrkräfte, die Anträge auf Versetzung an Schulen im Entste-
hen stellen, sind freizugeben, sofern sie nicht an Schulen in
unterdurchschnittlich versorgten Bereichen unterrichten.

2.5  Auf die Regelungen des Bezugserlasses „Klassenbildung
und Lehrerstundenzuweisung an den allgemein bildenden
Schulen“ vom 7.7.2011 in der derzeit gültigen Fassung vom
16.7.2015 sowie den Erlass „Die Arbeit in der Ganztagsschule“
vom 1.8.2014 wird hingewiesen. Die Entscheidung über die
Inanspruchnahme des zugewiesenen Kontingents für beson-
dere Fördermaßnahmen sowie die Verteilung der Stunden auf
die Schulen ist frühzeitig in die Planungen mit einzubeziehen.
Im Schuljahr 2016/2017 stehen für besondere Fördermaßnah-
men gemäß Nr. 5.5 des Klassenbildungserlasses 50.910 Stun-
den an den öffentlichen allgemein bildenden Schulen zur Ver-
fügung. Die Aufteilung auf die Regionalabteilungen und
Schulformen erfolgt bedarfsgerecht durch die Personalplane-
rin in der Stabsstelle der Niedersächsischen Landesschul-
behörde.

Innerhalb der Schule ist zu Beginn des Schulhalbjahres der
gesamte Unterrichtsbedarf mit den vorhandenen und den neu
einzustellenden Lehrkräften abzudecken. 

Lehrkräfte mit einer Lehrbefähigung für Fächer, in denen eine
geringe fachspezifische Versorgung besteht, sollen vorrangig
in diesen Fächern unterrichten. 

Die Erteilung aller Schülerpflichtstunden hat an allen Schul-
formen und Schulen Vorrang vor allen anderen unterrichtli-
chen Angeboten. Dies gilt nicht nur für die Gestaltung des
Lehrereinsatzes zu Beginn des Schulhalbjahres, sondern auch
für die täglichen Regelungen des Einsatzes der Lehrkräfte im
Rahmen des Vertretungskonzeptes der Schule.

Die betroffenen schulischen Gremien sind einzubinden bzw.
darüber zu informieren, 

–    wie die Klassenbildung erfolgt ist,

–    wie viele Schülerpflichtstunden zu erteilen sind, 

–    welche Schülerpflichtstunden unter Angabe des Grundes
nicht erteilt werden und 

–    welche Zusatzangebote (Wahlangebote, Differenzierun-
gen, Fördermaßnahmen etc.) durchgeführt werden.

3.   Bekanntgabe der Einstellungsmöglichkeiten 

3.1  Die Einstellungsmöglichkeiten gemäß Nr. 1.1 sind unter
Angabe des erforderlichen Lehramtes für bestimmte Schulen,
ggf. zusätzlich Schulform bzw. Schulzweig, als Schulstellen
oder Bezirksstellen bekannt zu geben. 

Bei Grund-, Haupt-, Real- und Oberschulen sowie Förderschu-
len mit mindestens 500 Soll-Stunden oder Schulverbünden
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sowie an allen Gymnasien und Gesamtschulen sind die Ein-
stellungsmöglichkeiten grundsätzlich als Schulstellen bekannt
zu geben. Für die übrigen Schulen mit weniger als 500 Soll-
Stunden und für alle Umwidmungen oder nachträglichen
Stellen legt die Niedersächsische Landesschulbehörde unter
Berücksichtigung der Regelungen gemäß Nr. 4.6 fest, ob
Schulstellen oder Bezirksstellen auszuschreiben sind. 

Die Niedersächsische Landesschulbehörde nimmt bei einer
Ausschreibung als Schulstelle eine Beratungs- und Unterstüt-
zungsfunktion gegenüber der jeweiligen Schule wahr. Insbe-
sondere sind Schulen in der Fläche bereits bei der Verteilung
von Einstellungsmöglichkeiten zur Abdeckung des fachspezifi-
schen Bedarfs zu berücksichtigen.

Die Ausschreibungen für die Lehrämter an Grund- und Haupt-
schulen (GH), Grund-, Haupt- und Realschulen (GHR) und Re-
alschulen (RS) werden zusammengefasst bekannt gegeben.

3.2  In folgenden Fächern ist mit einem, gemessen am lan-
desweiten fachspezifischen Bedarf der Schulen, zu geringen
Bewerberangebot zu rechnen:

–    Lehramt an Grund- und Hauptschulen, Grund-, Haupt-
und Realschulen sowie an Realschulen

     a) Bedarfsfächer: Englisch, Politik und Technik 

     b) Fächer mit besonderem Bedarf: Französisch, Physik,
Chemie, Musik

–    Lehramt an Gymnasien: 

     a) Bedarfsfächer: Mathematik, Chemie, Spanisch, ev. Reli-
gion

     b) Fächer mit besonderem Bedarf: Physik, Kunst, Informa-
tik, Latein

Bei der Festlegung der Anzahl der Ausschreibungen mit Be-
darfsfächern ist die Anzahl der voraussichtlichen Bewerbun-
gen zu berücksichtigen. 

3.3  Die Niedersächsische Landesschulbehörde legt für alle
Stellenausschreibungen unter Beachtung eines begründeten
Vorschlages der Schule fest, mit welchen Fächern bzw. son-
derpädagogischen Fachrichtungen und ggf. zusätzlichen An-
forderungen die Ausschreibungen bekannt gegeben werden.

Es sind nur Unterrichtsfächer des Masters of Education zu
verwenden. Auf die Verordnung über Masterabschlüsse für
Lehrämter in Niedersachsen (Nds. MasterVO-Lehr) vom
2.12.2015 (Nds. GVBl. S. 351) wird hingewiesen. 

Die am 13.4.2016 zu veröffentlichenden Ausschreibungen (für
die Erste Auswahlrunde) sind mit folgenden Maßgaben be-
kannt zu geben:

Die einzelnen Ausschreibungen (abgesehen von Ausschreibun-
gen an Förderschulen) sind grundsätzlich mit zwei Fächern
bekannt zu geben.

Bis zu zwei Fächer können als Alternative zum Zweitfach be-
nannt werden.

Nur Bedarfsfächer und Fächer des besonderen Bedarfs gem.
Nr. 3.2 können mit beliebigem Zweitfach angegeben werden.

An Hauptschulen, Realschulen oder Oberschulen ist darüber
hinaus eine Stellenausschreibung mit Mathematik / beliebig
zulässig. Ebenso ist an Grundschulen eine Stellenausschrei-
bung mit Sport / beliebig zulässig.

Jede Stellenausschreibung mit Mathematik / beliebig ist um
den Zusatz „Zweitfach nicht Physik“ zu ergänzen. 

Bei Ausschreibungen mit einem Bedarfsfach / beliebig bzw.
einem Fach des besonderen Bedarfs / beliebig können durch
einen Zusatz bis zu zwei Fächer ausgeschlossen werden.

Ausschreibungen für das Lehramt für Sonderpädagogik sind in
der Regel mit einer sonderpädagogischen Fachrichtung und
erforderlichenfalls mit einem Unterrichtsfach bekannt zu ge-
ben. Die Ausschreibung Sonderpädagogische Fachrichtung /
be liebig ist möglich. 

Wird als erforderliche Zusatzqualifikation die Erteilung von is-
lamischem Religionsunterricht, alevitischem Religionsunter-
richt oder herkunftssprachlichem Unterricht angegeben, so ist
auch die Ausschreibung eines Nichtbedarfsfachs mit beliebi-
gem Zweitfach möglich.

Sofern in Einzelfällen aufgrund der besonderen Bewerberlage
darüber hinaus eine abweichende Ausschreibung beabsichtigt
ist, ist eine Ausnahme bei MK zu beantragen.

Für Einstellungsmöglichkeiten, die ab dem 23.5.2016 bekannt
gegeben werden (Umwidmungen und nachträgliche Stellen),
entfallen die o. a. Maßgaben. 

Die Ausschreibungen können gemäß dem Bedarf der Schule
von der Niedersächsischen Landesschulbehörde mit zusätzli-
chen auswahlrelevanten Anforderungen versehen werden. Es
wird unterschieden zwischen 

–    Bemerkungen zur Organisation der Schule, 

–    Anforderungen, die erforderlich und 

–    Anforderungen, die erwünscht sind. 

Die Anforderungen wirken sich wie folgt auf das Auswahlver-
fahren aus:

–    Wird auf die Organisation der Schule hingewiesen (z. B.
Ganztagsschule), muss die Lehrkraft grundsätzlich für den
Unterricht an dieser Schule zur Verfügung stehen. 

–    Erforderliche zusätzliche Anforderungen können ausge-
schrieben werden, wenn ohne diese der Unterricht an der
Schule nicht gemäß der Stundentafel erteilt oder das
Schulprogramm nicht verwirklicht werden kann. In das
Auswahlverfahren werden nur Lehrkräfte einbezogen, die
über diese Anforderungen verfügen.

–    Erwünschte zusätzliche Anforderungen sind zusätzliche
Kriterien, die beim Abwägungsprozess zwischen mehreren
Bewerbungen heranzuziehen sind.

Die Forderung eines dritten Lehrbefähigungsfaches ist nicht
zulässig. 

Es ist darauf zu achten, dass Einstellungsmöglichkeiten mit
der erwünschten oder erforderlichen Zusatzqualifikation
„Kenntnisse in niederdeutscher Sprache“ bekannt zu geben
sind. 

4.   Bewerbungs- und Auswahlverfahren

4.1  Grundsätzliches Ziel der Landesregierung ist die Einstel-
lung von Lehrkräften mit abgeschlossener für die betreffende
Schulform vorgesehener Lehramtsausbildung. 

Da für die Stellen häufig nicht genügend Bewerberinnen und
Bewerber mit abgeschlossener Ausbildung zur Verfügung ste-
hen, können sich auch Lehrkräfte bewerben und ausgewählt
werden, die den Vorbereitungsdienst bzw. Anpassungslehr-
gang spätestens am 31.10.2016 beenden werden. Die tat-
sächliche Einstellung kann erst nach erfolgreicher Beendigung
des Vorbereitungsdienstes erfolgen und muss spätestens am
1.11.2016 vorgenommen werden. 
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4.2 Aufgrund der besonderen Bedarfslage werden folgende
Bewerbungs- und Einsatzmöglichkeiten geöffnet:

Für Einstellungsmöglichkeiten, die für das Lehramt für Son-
derpädagogik bekannt gegeben sind, können sich auch Lehr-
kräfte mit der Lehrbefähigung für das Lehramt an Grund- und
Hauptschulen, das Lehramt an Realschulen oder das Lehramt
an Grund-, Haupt- und Realschulen sowie das Lehramt an
Gymnasien bewerben. 

Für Einstellungsmöglichkeiten, die an Grund-, Haupt-, Real-,
Ober- oder Gesamtschulen für das Lehramt an Grund-,
Haupt- und Realschulen bekannt gegeben sind, können sich
neben Lehrkräften mit der Lehrbefähigung für das Lehramt an
Grund- und Hauptschulen, das Lehramt an Grund-, Haupt-
und Realschulen sowie das Lehramt an Realschulen auch
Lehrkräfte mit der Lehrbefähigung für das Lehramt an Gym-
nasien bewerben. 

Für Einstellungsmöglichkeiten, die an Oberschulen mit gym-
nasialem Angebot, Gymnasien und Gesamtschulen für das
Lehramt an Gymnasien bekannt gegeben sind, können sich
auch Lehrkräfte mit der Lehrbefähigung für das Lehramt an
Realschulen, das Lehramt an Grund-, Haupt- und Realschulen
oder das Lehramt an Grund- und Hauptschulen bewerben. Die
Einstellung erfolgt im Beamtenverhältnis auf Probe entspre-
chend ihrer jeweiligen Lehrbefähigung als Realschullehrerin /
Realschullehrer (Bes.Gr. A 12 NBesO) bzw. Lehrerin / Lehrer
(BesGr. A 12 BBesO).

Die jeweiligen Bewerbungen mit anderer Lehrbefähigung für
ein Lehramt werden nachrangig im Auswahlverfahren berück-
sichtigt, da grundsätzlich ein Einsatz der Lehrkräfte an der
Schulform vorgesehen ist, für die sie ausgebildet wurden.

Bewerbungen von Lehrkräften mit der Lehrbefähigung für das
Lehramt an berufsbildenden Schulen werden grundsätzlich
gleichrangig zum Lehramt an Gymnasien behandelt, sofern
die Lehrkräfte über zwei allgemein bildende Fächer verfügen
und sie in diesen Fächern auch ausgebildet wurden. Die Ein-
stellung dieser Lehrkräfte erfolgt entsprechend dem in der
Ausschreibung geforderten Lehramt als Studienrätin / Studi-
enrat (BesGr. A 13 BBesO). Entsprechendes gilt bei einer Be-
werbung um Stellen, die an Haupt- oder Realschulen bzw.
Oberschulen ausgeschrieben sind. Hier erfolgt die Einstellung
als Realschullehrerin / Realschullehrer (BesGr. A 12 NBesO)
bzw. Lehrerin / Lehrer (BesGr. A 12 BBesO) im Beamtenver-
hältnis auf Probe. Im Einzelfall ist zu prüfen, ob jeweils die
Voraussetzungen des Bezugserlasses zu f) zur Feststellung ei-
ner Ergänzungsqualifikation vorliegen.

In allen anderen Fällen werden Lehrkräfte mit der Lehrbefähi-
gung für das Lehramt an berufsbildenden Schulen nachrangig
zu Lehrkräften mit einer für die allgemein bildenden Schulen
vorgesehenen Lehramtsausbildung im Auswahlverfahren be-
rücksichtigt und im unbefristeten Tarifbeschäftigtenverhältnis
eingestellt.

Die Einstellung von Lehrkräften mit der Lehrbefähigung für
das Lehramt an Realschulen, das Lehramt an Grund- und
Hauptschulen oder für das Lehramt an Grund-, Haupt- und
Realschulen an Gymnasien und an Förderschulen erfolgt im
Beamtenverhältnis auf Probe im Eingangsamt der jeweiligen
Lehrbefähigung als Realschullehrerin / Realschullehrer (Bes-
Gr. A 12 NBesO) bzw. Lehrerin / Lehrer (BesGr. A 12 BBesO).
Bei einer Einstellung als Realschullehrerin / Realschullehrer
(BesGr. A 12 NBesO) bzw. Lehrerin / Lehrer (BesGr. A 12 BBe-
sO) an einer Förderschule erhält die jeweilige Lehrkraft eine

Zulage gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung über Stellen-
zulagen für Lehrkräfte mit besonderen Funktionen (Zulagen-
VO-Lehr).

Die Einstellung von Lehrkräften mit einer Lehrbefähigung für
das Lehramt an Gymnasien auf Stellen, die für das Lehramt an
Grund-, Haupt- und Realschulen ausgeschrieben sind, erfolgt
grundsätzlich im Beamtenverhältnis auf Probe entsprechend
dem überwiegenden Einsatz als Lehrerin / Lehrer (BesGr.  A 12
BBesO) bzw. Realschullehrerin / Realschullehrer (BesGr. A 12
NBesO). 

Die Einstellung von Lehrkräften mit einer Lehrbefähigung für
das Lehramt an Gymnasien an Förderschulen kann nur im Ta-
rifbeschäftigtenverhältnis erfolgen. Auf die Möglichkeit des
Erwerbs einer Ergänzungsqualifikation für das Lehramt für
Sonderpädagogik nach dem Bezugserlass zu f) wird hingewie-
sen.

In der Regel ist ein Drittel der gesamten Unterrichtsverpflich-
tung im Rahmen der dreijährigen Probezeit an einer der
Schulformen abzuleisten, für die die Lehrbefähigung erworben
wurde, vorrangig im dritten Jahr der Probezeit. Bei einer ab-
sehbaren Verkürzung der Probezeit aufgrund von Anrech-
nungszeiten gem. § 19 NBG soll ein Drittel der Unterrichtsver-
pflichtung in der noch verbleibenden Probezeit, mindestens
aber sechs Monate, an einer Schulform abgeleistet werden,
für die die Lehrkraft die Lehrbefähigung erworben hat. Dies
kann auch im Rahmen einer Abordnung von der im Einstel-
lungsverfahren beabsichtigten Einsatzschule (Stammschule)
erfolgen.

In begründeten Ausnahmefällen kann bei Einstellung von
Lehrkräften mit der Lehrbefähigung für das Lehramt an
Grund- und Hauptschulen, Grund-, Haupt- und Realschulen
oder das Lehramt an Realschulen an Gymnasien und an För-
derschulen oder von Lehrkräften mit der Lehrbefähigung für
das Lehramt an Gymnasien an Haupt- und Realschulen die je-
weilige Probezeit auch in vollem Umfang an diesen absolviert
werden, soweit dadurch die Bewährung in der Probezeit nicht
gefährdet erscheint. 

Im Rahmen der Probezeit sind überdies die Voraussetzungen
für den Erwerb einer Ergänzungsqualifikation gem. Bezugser-
lass zu f) für das Lehramt der ausgeschriebenen Stelle zu er-
bringen. 

Lehrkräfte, die an einer ihrer Lehrbefähigung entsprechenden
Schulform eingestellt wurden, können im Einzelfall zu Beginn
oder im Laufe der Probezeit unterhälftig an eine andere
Schulform teilabgeordnet werden, soweit dadurch die Be-
währung in der Probezeit nicht gefährdet erscheint. Die Teil -
abordnung erfolgt nach pflichtgemäßem Ermessen der Behör-
de, der die dienstrechtlichen Befugnisse für die Maßnahme
übertragen sind. 

4.3  Ebenfalls bewerben können sich Interessentinnen und In-
teressenten ohne eine für die Unterrichtstätigkeit in Nieder-
sachsen vorgesehene abgeschlossene Lehramtsausbildung, die
aufgrund einer anderweitigen Hochschulausbildung für den
Unterricht qualifiziert sind. Für den sogenannten Quereinstieg
ist mindestens ein Hochschulabschluss entsprechend den Re-
gelungen im Bezugserlass zu b) mit der Möglichkeit der Zu-
ordnung zu mindestens einem Unterrichtsfach erforderlich. 

4.4  Ausschließlich für befristete Einstellungen von Lehrkräf-
ten zur Erteilung von Unterricht können sich neben Lehrkräf-
ten mit abgeschlossener Lehramtsausbildung auch Interessen-
tinnen und Interessenten mit den unter Nr. 4.3 genannten
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Qualifikationen sowie darüber hinaus für alle Schulformen
entsprechende Fachhochschulabsolventinnen und -absolven-
ten bewerben. Bewerberinnen und Bewerber ohne eine unter
Nr. 4.3 genannte Qualifikation sollten mindestens einen Ba-
chelorabschluss oder einen vergleichbaren Abschluss nach-
weisen.

4.5  Lehrkräfte, die für das Fach Evangelische Religion (RE)
eingestellt werden sollen und den Vorbereitungsdienst nach
dem 31.10.2006 beendet haben, benötigen als Bevollmächti-
gung durch die evangelische Kirche die Vokation für die
Schulform, an der sie eingestellt werden sollen. Lehrkräfte für
das Fach Katholische Religion (RK) benötigen die Missio Ca-
nonica. Die Einstellung von Lehrkräften auf Stellen mit einer
geforderten Lehrbefähigung für evangelische bzw. katholische
Religion ist von der Vorlage einer entsprechenden Bevoll-
mächtigung der Kirche abhängig zu machen. Eine Einstel-
lungszusage erfolgt daher unter Vorbehalt der Vorlage dieser
Bevollmächtigung. Lehrkräfte, die für eine Erteilung von is -
lamischem Religionsunterricht (RI) vorgesehen sind, müssen
dem entsprechenden Bekenntnis angehören. Zur Erteilung von
RI-Unterricht ist die Vorlage der entsprechenden Lehrerlaub-
nis (Idschaza) erforderlich.

4.6  Das Auswahlverfahren wird bei Schulstellen durch die
Schulen durchgeführt. Auf den Bezugserlass zu c) wird hinge-
wiesen. Die Niedersächsische Landesschulbehörde berät und
unterstützt die Schulen bei der Durchführung der Auswahl-
verfahren.

Bei Bezirksstellen führt die Niedersächsische Landesschulbe -
hörde das Auswahlverfahren unter Einbeziehung der jeweili-
gen Schule nach den Maßgaben des Bezugserlasses zu c)
durch. 

Das Auswahlverfahren für Schulstellen und Bezirksstellen be-
ginnt am 28.4.2016. Die Angebote für Schulstellen aus der 
ersten Auswahlrunde sollen spätestens bis zum 18.5.2016
(12.00 Uhr) erfolgen. Angebote für Bezirksstellen der ersten
Auswahlrunde sollen bis spätestens 19.5.2016 (12.00 Uhr) er-
gehen. Die schriftliche Annahme des Stellenangebots durch
die Bewerberin bzw. den Bewerber ist spätestens bis zum
19.5.2016 bzw. 20.5.2016 möglich. Bei einem Stellenangebot
nach Abschluss der ersten Auswahlrunde hat die ausgewählte
Lehrkraft innerhalb eines Tages (24 Stunden) eine schriftliche
Rückäußerung zu geben. 

Erfolgt auf ein Stellenangebot keine Rückäußerung oder eine
Ablehnung, wird die Bewerbung der Lehrkraft bei dieser Stelle
nicht mehr berücksichtigt. Lehrkräfte, die eine Stelle schrift-
lich angenommen haben, können kein weiteres Stellenange-
bot mehr erhalten.

Bei Umwidmungen oder Bekanntgabe nachträglicher Stellen-
ausschreibungen, insbesondere mit Bedarfsfächern, entschei-
det die Niedersächsische Landesschulbehörde gem. Ziffer 6
des Bezugserlasses zu h), ob die Einstellungsmöglichkeiten als
Schulstellen oder als Bezirksstellen bekannt gegeben bzw. in
eine Schulstelle oder Bezirksstelle umgewandelt werden und
das Auswahlverfahren dementsprechend durch die Schule oder
die Niedersächsische Landesschulbehörde durchgeführt wird.

Wird an einer Grund-, Haupt-, Real- oder Oberschule sowie
an einer Förderschule mit mindestens 500 Soll-Stunden oder
einem Schulverbund sowie an einem Gymnasium oder einer
Gesamtschule eine Bezirksstelle ausgeschrieben, ist zu ge-
währleisten, dass die Schule gem. Ziffer 6 des Bezugserlasses
zu h) die Auswahlentscheidung in geeigneter Weise treffen
kann.

4.7  Für die Teilnahme am Auswahlverfahren sind unter-
schiedliche Bewerbungsfristen zu beachten. 

Für die Einbeziehung in die erste Auswahlrunde für Schul-
stellen und Bezirksstellen ist die Bewerbung mit mindestens
einer regionalen Angabe im Zeitraum vom 24.2.2016 bis
7.3.2016 unverzichtbar. 

Die Ergänzung der Bewerbung um bestimmte Stellenwün-
sche ist im Zeitraum vom 13.4.2016 bis 26.4.2016 über das
Online-Bewerbungsverfahren erforderlich. Für alle Einstel-
lungsmöglichkeiten werden in der ersten Auswahlrunde nur
die Bewerbungen berücksichtigt, die explizit hierfür abgege-
ben wurden. 

Bewerbungen, die nach dem 7.3.2016 (online) abgegeben
werden oder erst nach dem 26.4.2016 um bestimmte Stel-
lenwünsche ergänzt werden, sowie die Bewerbungen von
Personen ohne eine für die Unterrichtstätigkeit in Niedersach-
sen vorgesehene abgeschlossene Lehramtsausbildung werden
erst ab dem 23.5.2016 ins Auswahlverfahren einbezogen.

4.8  Die Auswahl erfolgt gemäß § 9 BeamtStG nach Eig-
nung, Befähigung und fachlicher Leistung nach den Vorga-
ben des Bezugserlasses zu c). 

Lehrkräfte, die ihre Ausbildung bis zum 31.10.2016 beenden,
sind bis zum Vorliegen der Note der Staatsprüfung auf der
Grundlage der Note des Masterabschlusses bzw. der Ersten
Staatsprüfung in das Auswahlverfahren mit einzubeziehen.
Weiterhin sind auch Ausbildungsnachweise als zusätzliches
Kriterium für die Auswahlentscheidung mit heranzuziehen.

Zur Sicherstellung der Personalversorgung der Schulen sind
grundsätzlich Lehrkräfte, die über eine abgeschlossene Lehr-
amtsausbildung verfügen oder diese bis zum 31.7.2016 been-
den, vorrangig zu berücksichtigen. 

Nicht in das Auswahlverfahren einbezogen werden Bewerbe-
rinnen und Bewerber, deren Nichteignung für eine Unterrichts -
tätigkeit im Schuldienst bereits festgestellt wurde (s. Bezugs-
erlass zu e).

Die Rechtmäßigkeit der Auswahlentscheidung ist anhand der
Stellen-Bewerber-Liste der zentralen Bewerberdatei (EIS) zu
prüfen. Es können nur Lehrkräfte ein Stellenangebot erhalten,
die auf der Stellen-Bewerber-Liste aufgeführt sind und die
Anforderungen der Ausschreibung erfüllen. Eine abschließen-
de Prüfung der Rechtmäßigkeit der Auswahlentscheidung er-
folgt durch die Niedersächsische Landesschulbehörde. 

Beamtete und unbefristet beschäftigte Lehrkräfte im Schul-
dienst anderer Länder dürfen nur ausgewählt werden, wenn
eine Freigabeerklärung ihrer Schulbehörde zum Einstellungs-
termin vorliegt. Bei tarifbeschäftigten Lehrkräften aus ande-
ren Bundesländern erfolgt in Niedersachsen eine Neueinstel-
lung. Bei beamteten Lehrkräften erfolgt keine Neueinstellung,
sondern die Übernahme in den Schuldienst des Landes Nie-
dersachsen durch Versetzung. Einer Ernennung gem. § 8 Abs. 1
Nr. 3 BeamtStG bedarf es nur dann, wenn im Zuge der Verset-
zung ein Amt zu übertragen ist, das einer anderen Besol-
dungsgruppe als das bisher übertragene Amt zugeordnet ist.
Realschullehrkräfte aus anderen Ländern können nur dann der
Besoldungsgruppe A 13 zugeordnet werden, wenn ihre Ernen-
nung zur Realschullehrerin / zum Realschullehrer und die Zu-
ordnung zur Besoldungsgruppe A 13 im abgebenden Land vor
dem 6.11.2009 erfolgt sind.

Auf die Unterrichtskontinuität an Auslandsschulen und an
Schulen in freier Trägerschaft ist zu achten. Werden Lehr-
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kräfte dieser Schulen für die Einstellung in den niedersächsi-
schen Schuldienst ausgewählt, klärt die Niedersächsische
Landesschulbehörde, ob die bisherigen Schulen die Lehrkräfte
zu dem gewünschten Termin abgeben können. Erforderlichen-
falls kann ein späterer Termin für die Einstellung in den nie-
dersächsischen Schuldienst vereinbart werden.

4.9  Können für Stellen bis zum Ende der 1. Auswahlrunde
keine qualifizierten Lehrkräfte mit Lehramtsausbildung gefun-
den werden, die über die ausgeschriebenen Fächer verfügen
und den Vorbereitungsdienst bis spätestens 31.10.2016 been-
den, entscheidet die Niedersächsische Landesschulbehörde, ob
das Auswahlverfahren unter Einbeziehung der Bewerberinnen
und Bewerber ohne eine für die Unterrichtstätigkeit an allge-
mein bildenden Schulen in Niedersachsen vorgesehene abge-
schlossene Lehramtsausbildung fortgesetzt wird oder ob unter
Beachtung des Bedarfs der Schule neue Fächer für die Bewer-
berauswahl durch die Niedersächsische Landesschulbehörde
festgesetzt werden (Umwidmung). Für Einstellungsmöglich-
keiten für Förderschulen kann bei der Umwidmung die son-
derpädagogische Fachrichtung entfallen.

Sofern qualifizierte Lehrkräfte mit Lehramtsausbildung, die
die Anforderungen der Ausschreibung erfüllen und den Vorbe-
reitungsdienst bis spätestens 31.10.2016 beenden, vorhanden
sind, ist die Aufhebung der Ausschreibung nur zulässig, wenn
nach dem Zeitpunkt der Ausschreibung ein sachlicher Grund
(z. B. Verringerung der Anzahl der Klassen) neu hinzugetreten
ist.

4.10  Nachträgliche Stellen können bei entsprechender Zu-
weisung als Schulstellen oder Bezirksstellen ausgeschrieben
werden. Bei allen Umwidmungen oder nachträglichen Stellen
erfolgt eine vollständige Zuordnung der Bewerberinnen und
Bewerber automatisch entsprechend den regionalen Angaben
in der Bewerbung und entsprechend ihren Lehrbefähigungs-
fächern.

4.11  Das Bewerbungs- und Auswahlverfahren für eine befris -
tete Einstellung erfolgt grundsätzlich nach den gleichen Re-
geln wie für eine unbefristete Einstellung in den Schuldienst.
Das gilt sowohl für die Einbeziehung der auf der Stellen-Be-
werber-Liste enthaltenen Bewerberinnen und Bewerber in das
Auswahlverfahren als auch für eine sachgerechte Auswahl (s.
Bezugserlass zu d)).

5.   Schlussbestimmungen

Dieser RdErl. tritt am 16.3.2016 in Kraft und mit Ablauf des
26.9.2016 außer Kraft. 

Schulanfangsaktion 2016 
Gem. Bek. d. MI, MK und MW v. 30.3.2016 – 24.2 - 30061/3

Die Schulanfangsaktion im Jahr 2016 setzt das als langfristige
Kampagne konzipierte Projekt „Kleine Füße“ unter Beibehal-
tung der bisherigen Bausteine „Schulwegplan“ und „Bus auf
Füßen“ fort. Ein konzentrierter Einsatz von Schulweglotsen zu
Beginn des Schuljahres soll dies unterstützen. Die Schulan-
fangsaktion hat vorrangig präventiven Charakter. Sie will so-
wohl die Schülerinnen und Schüler der ersten Klassen sowie
deren Erziehungsberechtigte, aber auch die Kraftfahrerinnen
und Kraftfahrer ansprechen. 

1.  Öffentlichkeitsarbeit

     Die Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer werden mit gezielter
Öffentlichkeitsarbeit für die mit dem Schulanfang verbun-
denen Gefahren sensibilisiert. Sowohl die Auftaktveran-
staltung als auch die vorbereitenden Aktionen der Koope-
rationspartner auf regionaler Ebene sind ein wichtiger Be-
standteil der Aufklärungskampagne. 

1.1 „Fußgängerpass“ in Kindertagesstätten

     Bereits im Vorfeld der Einschulung soll eine Sensibilisie-
rung für den Schulweg zu Fuß erreicht werden, indem
Kindertagesstätten als Kooperationspartner in die Schul-
anfangsaktion eingebunden werden. Dazu soll für Eltern
und Kinder durch den Erwerb eines „Fußgängerpasses” für
Kindergartenkinder ein Anreiz geschaffen werden, sich mit
dem Thema zu beschäftigen. Das Ziel ist, Handlungs -
sicherheit in Bezug auf den bald anstehenden Schulweg
zu vermitteln und zum Schulweg zu Fuß zu motivieren.
Die verschiedenen regional bereits vorhandenen Modelle
eines „Fußgängerpasses“ können in die Kampagnen einge-
arbeitet werden. Die Verkehrswachten und die Verkehrs -
sicherheitsberaterinnen und -berater der Polizei stehen
Kindertagesstätten und Schulen unterstützend zur Seite.
Weitere Informationen bietet ebenso der ADAC mit sei-
nem Programm „Aufgepasst mit ADACUS“ unter https://
www.adac.de/infotestrat/ratgeber-verkehr/verkehrserzie-
hung/verkehrssicherheitsprogramme/aufgepasst-mit-
adacus. 

1.2 Film „Abenteuer Schulweg“ für Elternabend und Unter-
richt 

     Im Film „Abenteuer Schulweg“ wird vermittelt, wie ge-
sund, bewegungs- und beziehungsfördernd sowie ent-
spannend es ist, mit Kindern zu Fuß zur Schule zu gehen.
Der Tag beginnt an der frischen Luft und nicht unter Zeit-
druck im Verkehrschaos vor der Schule, wo eigene und an-
dere Kinder dann in der Unübersichtlichkeit durch das
Fahrzeugaufkommen unweigerlich gefährdet sind. Der
Film, das Schulweglied sowie eine Präsentation stehen für
die vorbereitenden Einschulungselternabende sowie den
ersten Elternabend nach Schulbeginn und den Unterricht
unter www.nibis.de (Bildungsthemen > Mobilität > Schul-
anfangsaktion) und www.mk.niedersachsen.de (Schule >
Schülerinnen und Schüler/Eltern > Mobilität > Schulan-
fangsaktion 2016) zum Download zur Verfügung.

1.3 Elternbrief

     Es steht wiederum ein Elternbrief mit allgemeinen Hin-
weisen zu den Themen „Sicher zu Fuß zur Schule“, „Sicher
mit dem Bus zur Schule“ und „Sicher mit dem Auto zur
Schule“ zur Verfügung, der je nach örtlicher Situation und
Bedarf verändert werden kann. Der „Elternbrief“ steht als
schwarz/weiß-PDF-Dokument in deutscher, türkischer,
russischer, polnischer und arabischer Sprache auf der Sei-
te der Niedersächsischen Landesschulbehörde unter http://
www.landesschulbehoerde-niedersachsen.de/themen/schul-
leitung/sicherheit/schulanfangsaktion und des Nieder-
sächsischen Kultusministeriums unter www.mk.nieder-
sachsen.de (Schule > Schülerinnen und Schüler/Eltern >
Mobilität > Schulanfangsaktion 2016), im AFS-Konto der
Verkehrssicherheitsberaterinnen und -berater sowie im
polizeiinternen Informationssystem-Intranet (ISI) zum 
Download zur Verfügung.
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1.4 Faltblatt, Flyer und Plakate

     Die Materialien zur Kampagne (Faltblatt, Plakat im Format
DIN A3 und evtl. Flyer) weisen auf die mit dem Schulan-
fang verbundenen Verkehrsgefahren hin. Sie wenden sich
vorrangig an die Erziehungsberechtigten sowie die Kraft-
fahrerinnen und Kraftfahrer und beinhalten Hinweise zum
sicherheitsfördernden Verhalten gegenüber Kindern im
Straßenverkehr. 

1.5Malheft

     Zu der Aktion wird ein Malheft als Download im NiBiS un-
ter www.nibis.de (Bildungsthemen > Mobilität > Schulan-
fangsaktion) angeboten. Das Heft illustriert unter Verwen-
dung der Sympathiefigur „Matze“ in vier kurzen Bilder -
geschichten jeweils verkehrssicherheitsbezogene Themen
rund um den Schulweg und ist zur unterrichtsbegleiten-
den Verkehrssicherheitserziehung geeignet. 

2.   Aktion „Kleine Füße auf dem Schulweg“

     Neben den Maßnahmen mit vorrangig appellativer Aus-
richtung umfasst das Aktionsprogramm eine Reihe wir-
kungsvoller Instrumente zur sicheren Gestaltung des
Schulweges: 

     Wie in den Vorjahren sollen an geeigneten Örtlichkeiten
im Verlauf des Schulweges gelbe Farbmarkierungen in
Form von kleinen Füßen aufgebracht werden, um Kinder
gezielt zu gefahrenreduzierten Querungsstellen zu leiten.
Die Markierungen sollen eine Länge von wenigen Metern
nicht überschreiten und dürfen grundsätzlich nicht auf
Fahrbahnen und Radwegen angelegt werden. An Que-
rungsstellen sollen die „Kleinen Füße“ in geschlossener
Stellung in Höhe der Randsteine aufgebracht werden.
Durch die Markierungen erfahren die pädagogischen
Maßnahmen zum Erlernen des Schulweges eine wirkungs-
volle Unterstützung. Sollte aufgrund der Entfernung zwi-
schen Schule und Wohnung der Weg nicht zu Fuß zurück-
gelegt werden können, stellt die Fahrt mit dem Bus eine
gute Alternative zur Fahrt mit dem Privat-PKW dar. Statis -
tisch gesehen ist die Fahrt mit dem Bus sicherer als die
mit anderen Verkehrsmitteln. Hinweise zum sicheren Ver-
halten an Haltestellen sowie beim Ein- und Aussteigen
sind unter www.busstop.de abrufbar.

2.1 Schulwegplan

     Schulwegpläne stellen eine besonders geeignete Möglich-
keit zur weiteren Erhöhung der Sicherheit auf dem Schul-
weg dar. In Schulwegplänen werden sowohl gefahrenre-
duzierte Wege als auch gefahrenträchtige Stellen darge-
stellt. Die Vorarbeiten für das Aktionsprogramm „Kleine
Füße“ sind insbesondere im Bereich der Verkehrsraumana-
lyse weitgehend identisch mit denen zur Erstellung eines
Schulwegplanes. Die Erarbeitung eines Schulwegplanes im
Zusammenhang mit dem Aktionsprogramm „Kleine Füße“
ist daher sowohl unter arbeitsökonomischen als auch di-
daktischen Gesichtspunkten überaus sinnvoll. So gewähr-
leistet die parallele Verwendung der gelben Fußstapfen
sowohl in einem Schulwegplan als auch in der Verkehrs-
wirklichkeit eine einheitliche und einprägsame Symbol-
sprache. Praktische Gestaltungs- und Arbeitshinweise zur
aufwandschonenden Erstellung eines Schulwegplanes
mittels des GIS-gestützten Internetprogramms „Schulweg
Planer“ finden sich auf der Internetseite www.schulweg-
planer.de. Mit Hilfe dieses EDV-Programms können Schul-

wegpläne in einem selbsterklärenden Verfahren mit ver-
gleichsweise geringem Aufwand, z. B. durch Eltern von
Schulkindern mittels eines handelsüblichen PC inkl. Inter-
netverbindung, erstellt werden. Auf den an die Polizei-
behörden gerichteten Erlass des MI, P 24.2-81600 v.
8.10.2007, wird hingewiesen. Weitere allgemeine Hinwei-
se zum Thema Schulwegpläne finden sich u. a. unter www.
landesverkehrswacht.de (Unser Angebot > für Kinder >
SchulwegPlaner) und http://udv.de/de/strasse/wege-fuer-
fussgaenger/mensch/kinder/schulweg-zu-fuss. Darüber hin-
aus stehen Tipps zur Vorbereitung auf den Schulweg auch
im Schulwegratgeber unter https://www.adac.de/_mmm/
pdf/Schulwegratgeber_79491.pdf zur Verfügung.

2.2 Schulweglotsen

     Schüler- und Elternlotsen stellen als Verkehrshelferinnen
und -helfer auf dem Schulweg, insbesondere an gefahren-
trächtigen Querungsstellen, einen weiteren Garant für ei-
nen sicheren Schulweg dar. Eine Vielzahl an Schülerinnen
und Schülern, Eltern, Geschwistern und weiteren Erwach-
senen engagieren sich bereits heute landesweit und sind
als Lotsen aktiv. 

     Gerade im Zusammenhang mit Schulanfängerinnen und 
-anfängern und deren „neuem“ Schulweg entfalten Ver-
kehrshelferinnen und -helfer einen hohen Wirkungsgrad
im Straßenraum, bei allen Beteiligten und weiteren Ver-
kehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmern. 

     Vor diesem Hintergrund sollten die niedersächsischen
Grundschulen ein verstärktes Engagement zum Einsatz
von Schulweglotsen zum Schuljahresbeginn vorsehen. Da-
bei können die weiterführenden Schulen unterstützend
mitwirken. Die Polizei stellt weiterhin die Einweisung und
Ausbildung im erforderlichen Umfang sicher. Zeitlich soll
der Einsatz der Schulweglotsen sich vorrangig auf die
Morgenstunden in der ersten Unterrichtswoche nach der
Einschulung (32. Kalenderwoche bzw. 8.-12.8.2016) kon-
zentrieren und kann, je nach Bedarf, entsprechend zeitlich
ausgeweitet werden.  

     Auf den Gem. RdErlass des MK, d. MI und d. MW vom
5.11.2012, MK 34.4-83013 – Schulweglotsendienst; Ver-
kehrshelfer i. Sinne des § 42 Abs. 7 StVO – Zeichen 356,
wird hingewiesen. Weitere Hinweise finden sich unter
http://www.landesverkehrswacht.de/wissenswertes/fuer-
schulweglotsen.html.

2.3 „Bus auf Füßen“ (Walking Bus) 

     Eine gute Alternative zu der vielfach praktizierten Beför-
derung der Schülerinnen und Schüler mit dem Auto stellt
das Modell „Bus auf Füßen“ (Walking Bus) dar. Dabei le-
gen Schülerinnen und Schüler der 1. und 2. Klassen den
Schulweg gemeinsam zurück. Schulkinder können sich
dem „Bus auf Füßen“ an bedarfsgerecht festgelegten
„Haltestellen“ anschließen und so den Schulweg in einem
sicherheitsfördernden Rahmen absolvieren. Beispiele für
die praktische Gestaltung des Modells des „Bus auf
Füßen“ finden sich unter www.walkingbus.de oder www.
schulexpress.de.

     Eine Kombination der oben beschriebenen Maßnahmen
kann die Sicherheit der Schulanfängerinnen und Schulan-
fänger auf ihrem Schulweg deutlich steigern. Die Ver-
kehrsbehörden und die Polizei werden gebeten, entspre-
chende Initiativen von Grundschulen oder Elternvertre-
tungen (örtliche Initiativen) zu unterstützen. 
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3.   Sonstige Maßnahmen und Hinweise

3.1 In diesem Jahr besteht erneut die Absicht, dass sich Bus -
unternehmen aus Niedersachsen an der Schulanfangsak -
tion 2016 beteiligen und den Schulweg zu Fuß unterstüt-
zen, indem auf der Rückseite der Busse für „Kleine Füße –
sicherer Schulweg“ geworben wird. 

3.2 Die zentrale Auftaktveranstaltung findet am Donnerstag,
den 4.8.2016, von 11 Uhr bis 12 Uhr in der Grundschule
Bissendorf, Am Mühlenberg 17, 30900 Wedemark, unter
Beteiligung von Herrn Minister Boris Pistorius und Vertre-
tern des Niedersächsischen Kultusministeriums, des Nie-
dersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und
Verkehr, des ADAC Niedersachsen / Sachsen-Anhalt e. V.,
der Versicherungsverbände, der Gemeinden sowie der Lan-
desverkehrswacht Niedersachsen e. V. mit den Schülerin-
nen und Schülern und ihren Erziehungsberechtigten sowie
den Lehrkräften der Schule statt.

3.3 Die Gemeinden als Träger der Straßenbaulast für Gehwege
bzw. kombinierte Geh- und Radwege werden um ihr Ein-
verständnis mit der Aufbringung der Markierungen der
„Kleinen Füße“ auf diesen Wegen gebeten.

3.4 Die zum Aufbringen der „Kleinen Füße“ auf die Gehwege
erforderlichen Schablonen sind bei den Schulen bereits
aus den letztjährigen Aktionen vorhanden. Das zur Ge-
währleistung eines einheitlichen Erscheinungsbildes erfor-
derliche gelbe Markierungsspray ist von den Schulen auf
eigene Kosten zu beschaffen. Ersatzschablonen und Infor-
mationen zum Einsatz des gelben Markierungssprays kön-
nen über die Landesverkehrswacht Niedersachsen e. V. be-
zogen werden.

3.5 Die Materialzusammenstellung unterstützt die Gestaltung
individueller, auf die jeweilige örtliche Situation abge-
stimmter Verkehrssicherheitsaktionen. Schulen und Polizei
werden gebeten, vor Schulbeginn und in den darauf fol-
genden Wochen Verkehrssicherheitsaktionen durchzufüh -
ren und dabei auch eigene Schwerpunkte zu setzen. Die
Integration der polizeilichen Präventionspuppenbühnen in
den Programmablauf regionaler Verkehrssicherheitsaktio-
nen bietet sich besonders an.

3.6 Die Landesverkehrswacht Niedersachsen e. V. gewährleis -
tet die Verteilung der Aktionsmaterialien an die Polizeiin-
spektionen.

3.7 Die Polizeibehörden werden gebeten, dem Landespolizei-
präsidium im Niedersächsischen Ministerium für Inneres
und Sport zum 1.11.2016 einen kurzen Erfahrungsbericht
zum Einsatz der Verkehrshelferinnen und -helfer zu über-
senden. Sofern weiterführende anlassbezogene Erkennt-
nisse neuer Art gewonnen werden, sind auch diese aufzu-
führen.  

Termine der Vergleichsarbeiten für die
Schuljahrgänge 3 und 8 im Jahr 2017
Bek. d. MK. v. 4.4.2016 – 31-81841-2

Bezug:    RdErl. d. MK v. 17.7.2014 - 31-81841-2 (SVBl S. 457) – VORIS
22410 –

Für die Vergleichsarbeiten 2017 im Schuljahrgang 3 und 8
sind die folgenden Fächer und Termine vorgesehen:

VERA 3 – 2017 
Donnerstag, 4.5.2017:        Deutsch 1 (Lesen)
Dienstag, 9.5.2017:        Deutsch 2 (Rechtschreibung)
Donnerstag, 11.5.2017:       Mathematik

VERA 8 - 2017
Dienstag,        28.2.2017:      Deutsch 
Donnerstag,    2.3.2017:         Englisch
Dienstag,        7.3.2017:        Mathematik 

Falls die Durchführung an dem für das Fach verbindlichen
Termin aus schulorganisatorischen Gründen nicht praktikabel
ist, setzt die Schule einen anderen Termin fest, der nicht län-
ger als eine Woche nach dem festgelegten Termin liegt. 

Hinweise zu den Inhalten und zur Durchführung der zentralen
Vergleichsarbeiten gehen den Schulen im Laufe des Schuljah-
res zu.

Schülerfriedenspreis 2016
Bek. d. MK. v. 8.4.2016 – 23-83012/1 (2016)

Das Niedersächsische Kultusministerium lädt alle Schulen im
Land ein, sich am neu ausgerichteten und erweiterten Wett-
bewerb zum Schülerfriedenspreis zu beteiligen. Teilnehmen
können alle Schulformen und Jahrgangsstufen, Schulklassen,
Kurse, Arbeitsgemeinschaften, Projektgruppen und auch ein-
zelne Schülerinnen und Schüler.

Der Schülerfriedenspreis möchte Leistungen von Schülerinnen
und Schülern würdigen, die

–    der Aufarbeitung von Terrorherrschaft und Diktatur, 

–    dem friedlichen Zusammenleben von Menschen unter-
schiedlicher Herkunft, Sprache, Kultur und Religion, der
Völkerverständigung und dem interkulturellen Dialog,

–    der Auseinandersetzung mit allen Formen gruppenbezoge-
ner Menschenfeindlichkeit und der Vorbeugung von Ge-
walt, 

–    dem Abbau von Vorurteilen und dem Einsatz für Zivilcou-
rage und der Förderung des ehrenamtlichen Engagements 

dienen. 

Zum Schülerfriedenspreis wird auch in diesem Jahr wieder ein
Sonderpreis für Zivilcourage vergeben. Dieser Preis wird aus
den Einsendungen der Beiträge zum Schülerfriedenspreis aus-
gewählt, die insbesondere das Bemühen um ein fried- und
verständnisvolles Miteinander in der Schule und im öffentli-
chen Leben verdeutlichen.

Die Schulen sind in diesem Jahr in besonderem Maße aufge-
rufen, sich an dem Wettbewerb zu beteiligen. Denn die Auf-
gabe, Kindern und Jugendlichen, die in den letzten Wochen
und Monaten als Geflüchtete nach Deutschland gekommen
sind, Teilhabe und Partizipation zu ermöglichen und interkul-
turelle Lernprozesse zu initiieren, stellt sich den Schulen in
besonderer Weise. Beiträge zu diesem Themenkomplex sind
daher besonders erwünscht und sollen das hier bereits vor-
handene herausragende Engagement würdigen.

Die neu zusammengestellte und hochrangig besetzte Jury
setzt sich aus Mitgliedern aus der Politik, der Wirtschaft und
der Wissenschaft sowie zwei Schülerinnen oder Schülern zu-
sammen.
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Weiterbildungsmaßnahme „Niederdeutsch
und Saterfriesisch an Schulen des Primar-
bereichs und des Sekundarbereichs I“
Das Land Niedersachsen umfasst unterschiedliche Regionen
mit vielfältigen Kulturlandschaften, die auch durch die Spra-
chen ihrer Bewohnerinnen und Bewohner geprägt werden.
Mit der Regionalsprache Niederdeutsch (Plattdeutsch) und
der Minderheitensprache Saterfriesisch besitzt das Land ne-
ben der Amtssprache zwei so genannte kleine Sprachen. Im
Rahmen der Europäischen Charta für Regional- oder Minder-
heitensprachen hat sich Niedersachsen verpflichtet, diese
Sprachen zu schützen und zu fördern, um somit zu ihrem Er-
halt beizutragen. 

Die im Folgenden vorgestellte Weiterbildungsmaßnahme
dient diesem Ziel und wird zum zweiten Mal in Folge durch-
geführt (siehe auch Schulverwaltungsblatt 3/2016). 

Rechtliche Voraussetzungen zur Umsetzung in der Schule

Der Erlass „Die Region und ihre Sprachen im Unterricht“
(RdErl. d. MK v. 7.7.2011) sieht vor, dass Grundschulen in aus-
gewählten Fächern der Pflichtstundentafel mit Ausnahme der
Fächer Deutsch, Mathematik und der Fremdsprachen Unter-
richt in der Regional- oder der Minderheitensprache (bilingu-
al, d. h. als Immersionsunterricht) erteilen.

Schulen des Sekundarbereichs I können zusätzlich im Wahl-
pflichtunterricht bzw. in Wahlpflichtfächern (mit Ausnahme
der Fremdsprachen) niederdeutsche oder saterfriesische An-
gebote machen. 

Die Schulen sind aufgefordert, über den Fachunterricht hinaus
Angebote zum aktiven Sprachgebrauch bzw. zum Spracher-
werb im wahlfreien Unterricht (Arbeitsgemeinschaften), in
Projekten und im Ganztagsschulbetrieb zu unterbreiten. Schu-
len, die sich nachhaltig um den Erwerb der Regional- bzw.
Minderheitensprache verdient machen und sie als Teil des
Schulprofils sehen, kann der Titel „Plattdeutsche Schule“ bzw.
„Saterfriesische Schule“ durch das Niedersächsische Kultus-
ministerium verliehen werden. 

Mit den jeweiligen Preisen sind finanzielle und weitere Aus-
zeichnungen sowie die Einladung der Gewinner zur feierlichen
öffentlichen Würdigung verbunden.

Ebenso ist die Ausstellung und öffentliche Präsentation, auch
in digitaler Form, der ausgezeichneten Projekte vorgesehen.

Auf die „Richtlinien für die Verleihung des Schülerfriedens-
preises des Landes Niedersachsen“ (RdErl. d. MK. v. 7.7.2011 –
VORIS 22410 – Bezug: RdErl. d. MK v. 1. 9. 2004 – VORIS
22410 –) wird hingewiesen.

Die Beiträge der Schulen sind über die Schulleitung bis zum
1.11.2016 beim Niedersächsischen Kultusministerium, Refe-
rat 23, Schiffgraben 12, 30159 Hannover, einzureichen.

Neue Kurse im Programm des 
Niedersächsischen Landesinstituts für
schulische Qualitätsentwicklung (NLQ)

Zielgruppe und Zielsetzung der Maßnahme
Die Weiterbildung richtet sich an Lehrkräfte an Grundschulen,
Förderschulen, Haupt-, Real- und Oberschulen, Integrierten
und Kooperativen Gesamtschulen sowie Gymnasien, die Nie-
derdeutsch oder Saterfriesisch an ihren Schulen einführen
oder das Angebot erweitern wollen. 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer erwerben Kompetenzen,
um Niederdeutsch oder Saterfriesisch in ihren Unterricht zu
integrieren. Das langfristige Ziel ist der Immersionsunterricht
in allen Schulformen. Die Erarbeitung schulinterner Konzepte
zur Umsetzung der Sprache im Unterricht ist Teil der Maß-
nahme. 

Themenfelder 
Das für die Weiterbildungsmaßnahme vorliegende Curriculum
gliedert sich in die Themenfelder Sprachpraxis, Sprache und
Literatur sowie Spracherwerb und Sprachvermittlung. 

Der Sprachkurs richtet sich gleichermaßen an Lehrkräfte mit
aktiven niederdeutschen bzw. saterfriesischen Sprachkennt-
nissen wie an Lehrkräfte, die über keine oder nur sehr geringe
Sprachkenntnisse verfügen. Die Kurse zielen darauf ab, die
sprachlichen Ausdrucksmöglichkeiten der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer auf das Niveau B2 (Niederdeutsch) bzw. auf das
Niveau B1 (Saterfriesisch) zu heben. 

Teilnahmevoraussetzungen
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer müssen als Lehrkräfte an
einer niedersächsischen Schule tätig sein. Die Zustimmung
der Schulleitung muss vorliegen. Die Teilnahme ist kostenfrei.

Die Anzahl der vorhandenen Plätze liegt bei max. 30 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern. Die Auswahl erfolgt nach folgen-
dem Schlüssel: 

1.   Anmeldungen für Saterfriesisch (alle)

2.   Anmeldungen aus Sek. I (alle) 

3.   Restplätze: Anmeldungen aus Grundschulen

Umfang und Organisation der Maßnahme  
Die Weiterbildungsmaßnahme erstreckt sich über maximal
zwei Schuljahre. Insgesamt sind 20 Ausbildungstage während
der Unterrichtszeit vorgesehen, die sich auf folgende Zeiträu-
me verteilen:

Modul I (ausschl. Sprachpraxis): 
12.-16.9.2016, Stapelfeld

Modul II:
13.-17.2.2017, Bad Bederkesa

Modul III:
11.-15.9.2017, Stapelfeld

Modul IV:
19.-23.2.2018, Bad Bederkesa 

Abschluss
Zertifikat des NLQ, mit dem die Vorbereitung auf die Erteilung
des Unterrichts im Fach Niederdeutsch bzw. Saterfriesisch
nachgewiesen wird. Zum Erwerb des Zertifikates werden fol-
gende Leistungen erwartet:

–    Schriftlicher Unterrichtsbericht bzw. Konzept zur Ein-
führung der Sprache an Schulen 

–    Mündliche Gruppenprüfung: Sprachpraxis (Niveau s. o.) 
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Der Besuch des Landes, das Gespräch mit den Menschen dort,
die unmittelbare Wahrnehmung von Gesellschaft, Kultur und
Religion sollen darüber hinaus dazu dienen, Wissen und Ver-
ständnis gegenüber den politischen Herausforderungen in ei-
ner Region mit weltpolitischen Dimensionen zu entwickeln.

Bedingung für die Fahrt nach Israel ist die Teilnahme an der
Vorbereitungstagung am 15.6.2016 in der Gedenkstätte Ber-
gen-Belsen und am Auswertungsseminar Anfang November
2016 im NLQ in Hildesheim.

Die Kosten für die Vorbereitungstagung, das Auswertungsse-
minar sowie Flug, Unterkunft, Verpflegung und die Umsetzung
des Programms in Israel übernehmen die Veranstalter. 

Die Fahrtkosten für die An- und Abreise zum Flughafen
(Frankfurt / M. oder München) müssen von den Teilnehmen-
den selbst übernommen werden.

Tagungssprache in Israel ist vorwiegend Englisch. 

Teilnehmerkreis: Fachberaterinnen und Fachberater Geschich -
te und Politik, Mitglieder der KC-Kommissionen Geschichte,
Politik, Gesellschaft, medienpädagogische Beraterinnen und
Berater der historisch-politischen Bildung, Pädagoginnen und
Pädagogen aus Gedenkstätten, die noch nicht an einer Fort-
bildung in Yad Vashem teilgenommen haben (max. 20)

Tagungsort: Jerusalem, Yad Vashem – The Holocaust Martyrs’
and Heroes’ Remembrance Authority

Beginn: 22.9.2016, 8.00 Uhr

Ende: 30.9.2016, 20.00 Uhr

Leitung: M. A. Detlef Endeward 

Anmeldeschluss: 31.5.2016

Bitte melden Sie sich umgehend über die Veranstaltungsda-
tenbank des NLQ http://vedab.nibis.de an. Maßgeblich ist die
Reihenfolge des Eingangs der Anmeldungen.

Der Abschluss entspricht keinem universitären Abschluss und
begründet keinen Anspruch auf ein höherwertiges Amt. 

Die Erstellung der zugrundeliegenden Konzeption und die Um -
setzung der Maßnahme erfolgen in enger Zusammenarbeit mit
der Universität Oldenburg, dem Niedersächsischen Kultusmi -
nisterium sowie der Niedersächsischen Landesschulbehörde. 

Meldeschluss: 3.6.2016  

Weitere Informationen, Konzeption, Anmeldung

Christina Wilker, Dezernentin im NLQ, Tel.: 05121 1695-215,
E-Mail: christina.wilker@nlq.niedersachsen.de

Lehrerfortbildung in der Gedenkstätte Yad
Vashem in Jerusalem im September 2016
Das Fortbildungsseminar in der Gedenkstätte Yad Vashem be-
gründet sich in der historischen Verantwortung Deutschlands
für den Holocaust und in der Solidarität gegenüber dem Land
Israel, das nach Faschismus und Zweitem Weltkrieg Heimstatt
für viele Überlebende des Naziterrors wurde.

Die Erinnerungskultur und die Auseinandersetzung mit den im
Nationalsozialismus begangenen Verbrechen sind wesentliche
Anliegen historisch-politischer Bildung. Von besonderer Be-
deutung ist in diesem Zusammenhang die Kooperation in den
Bereichen von schulischer Bildung und Gedenkstättenpädago-
gik. Vor diesem Hintergrund wird das Niedersächsische Kul-
tusministeruim mit der Gedenkstätte Yad Vashem eine Ge-
meinsame Absichtserklärung unterzeichnen, in deren Mittel-
punkt Lehrkräfte-Fortbildungen stehen.

Dabei soll eine Unterstützung des Lehrens und Lernens der je-
weiligen historischen, kulturellen, gesellschaftlichen und poli-
tischen Gegebenheiten sowie ein Austausch über pädagogi-
sche und didaktisch-methodische Fragen im Zusammenhang
mit der Vermittlung der Geschichte der Shoah und anderer
NS-Verbrechen und ihrer Folgen sowie von relevanten histo-
risch-politischen Informationen und Materialien erfolgen.


